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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

das Statistische Bundesamt berichtet über signifikante Veränderungen

im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer:

Im Jahr 2022 sank das steuerlich berücksichtigte geerbte und geschenk-

te Vermögen um 14% im Vergleich zum Vorjahr 2021. Das geschenkte

Vermögen  reduzierte  sich  um 23,6  %  auf  41,7  Milliarden  Euro,  haupt-

sächlich  aufgrund  eines  drastischen  Rückgangs  des  verschenkten  Be-

triebsvermögens um 53,7%.

Bei  den  Schenkungen  führte  dies  dazu,  dass  verschenktes  Grundver-

mögen  an  erster  Stelle  stand.  Durch  Erbschaften  und  Vermächtnisse

wurden 59,7 Milliarden Euro übertragen, wobei das geerbte Vermögen

um 5,8 % abnahm. Die Erbschaft-  und Schenkungsteuer stieg auf 11,4

Milliarden  Euro,  wobei  die  festgesetzte  Erbschaftsteuer  erstmals  seit

Jahren sank, während die Schenkungsteuer um 56,7 % stieg.

Der  steuerpflichtige  Erwerb  stieg  auf  58,3  Milliarden  Euro  an,  trotz

rückläufiger  Vermögensübertragungen.  Steuerbegünstigungen  nach  §

13a ErbStG und persönliche Freibeträge sind bedeutende Faktoren bei

der  Berechnung der  Steuer,  wobei  letztere  im Jahr  2022 bei  Erbschaf-

ten leicht zurückgingen und bei Schenkungen leicht stiegen.

Insgesamt sind wir der Meinung: Die Gestaltung, also insbesondere die

steuerliche  Gestaltung  der  vorweggenommenen  Erbfolge,  sollte  noch

weiter zunehmen. Beginnen Sie daher frühzeitig mit der Planung, denn

Zeit  ist  eine  der  besten  Voraussetzung  für  eine  erhebliche  Steuer-

ersparnis bei der Schenkung- und Erbschaftsteuer.

In diesem Sinne wünschen wir eine interessante Lektüre.

Steuerberatungskanzlei Kirchberger & Petri

Preußerstraße 18, 06217 Merseburg

Telefon: +49  3461-54190 | Telefax: +49  346-1541915

www.kirchberger-petri.de

kirchberger@kirchberger-petri.de



April 2024

Inhalt
Hinweis:

Die in diesem Mandantenbrief enthaltenen Beiträge sind nach bestem
Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Sie dienen nur der allge-
meinen Information und ersetzen keine qualifizierte Beratung in kon-
kreten Fällen.  Eine Haftung für  den Inhalt  dieses  Informationsschrei-
bens kann daher nicht übernommen werden.

Alle Steuerzahler 3

Termine: Steuern und Sozialversicherung
Bürokratieentlastung: Kabinett beschließt Gesetzentwurf
Schenkungsteuerbescheid:  Höhe  der  festgesetzten  Steuer
muss erkennbar sein
Förderung  des  demokratischen  Staatswesens  als  gemein-
nütziger Zweck setzt "geistige Offenheit" einer Vereinigung
voraus
Elektronisches  Fahrtenbuch:  Nachträgliche  Veränderungs-
möglichkeit muss ausgeschlossen sein

Unternehmer 5

Corona-Wirtschaftshilfen: Frist zur Einreichung der Schluss-
abrechnungen bis zum 30.09.2024 verlängert
Gewinnbegriff beim Investitionsabzugsbetrag

Kapitalanleger 7

Gesetzentwurf:  Schnellere  Musterverfahren  bei  Anleger-
schäden
BaFin haftet nicht im "Wirecard-Bilanzskandal"
Bitcoins: Einkunftsart bei Verwendung von Bitcoins für Len-
ding

Immobilienbesitzer 9

Kein Schadensersatz für Grundstückseigentümerin: Setzris-
se  nicht  auf  Erdölbohrung  in  1930er  Jahren  zurückzufüh-
ren
Fehlender Ersatzwohnraum: Mieter dürfen trotz wirksamer
Eigenbedarfskündigung dennoch vorerst bleiben
Wohnung  in  Zweiparteienhaus:  Keine  erleichterte  Kündi-
gung bei nur wochenweiser Nutzung
Sofort abzugsfähige Werbungskosten: Zur Abgrenzung von
anschaffungsnahen Herstellungskosten

Angestellte 11

Steuerfreies Trinkgeld: Nicht bei hohen Beträgen
Nicht  genommener  Jahresurlaub  grundsätzlich  durch  fi-
nanzielle Vergütung zu ersetzen
Keine  doppelte  Haushaltsführung  bei  Fahrzeit  zwischen
Hauptwohnung und Tätigkeitsstätte von etwa einer Stunde

Familie und Kinder 13

Erziehungszeiten im EU-Ausland können zu höherer Rente
wegen voller Erwerbsminderung führen
Elterliche  Umgangsvereinbarung:  Keine  Durchsetzung  per
Vertragsstrafen

Impressum

Akademische Arbeitsgemeinschaft Verlagsgesellschaft mbH | Sitz der Gesellschaft: Havellandstraße 14/14a, 68309 Mannheim | Geschäftsführer: Christoph Schmidt, Stefan Wahle |

Telefon: 0621/ 8 62 62 62, Fax: 0621/8 62 62 63, E-Mail: akademische.info@wolterskluwer.com | Handelsregister beim Amtsgericht Mannheim: 729500 | Umsatzsteuer-ID-Nummer:

DE318 945 162

Verantwortlich für den Inhalt (nach § 55 Abs.2 RStV): Dr. Torsten Hahn, Akademische Arbeitsgemeinschaft Verlagsgesellschaft mbH, Havellandstraße 14/14a, 68309 Mannheim | Inter-

net: www.akademische.de

Alternative Streitbeilegung (Online-Streitbeilegung und Verbraucherschlichtungsstelle)

Die Europäische Kommission hat eine Plattform zur Online-Streitbeilegung eingerichtet, die unter folgendem Link abgerufen werden kann: www.ec.europa.eu/consumers/odr. Wolters

Kluwer ist nicht bereit und nicht verpflichtet, an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen.

2



Schaufenster Steuern 

Alle
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.04.

Umsatzsteuer
Lohnsteuer
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist  endet  am 15.04.  für  den Eingang der
Zahlung.

Zahlungen  per  Scheck  gelten  erst  drei  Tage  nach  Eingang  des  Schecks
bei  der  Finanzbehörde  (Gewerbesteuer  und  Grundsteuer:  bei  der  Ge-
meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge
zu  vermeiden,  muss  der  Scheck  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Fällig-
keitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2024

Die  Beiträge  sind  in  voraussichtlicher  Höhe  der  Beitragsschuld  spätes-
tens  am  drittletzten  Bankenarbeitstag  eines  Monats  fällig.  Für  April  er-
gibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.04.2024.

Bürokratieentlastung: Kabinett beschließt
Gesetzentwurf

Gegen Bürokratie-Burnout: Das Bundeskabinett hat am 13.03.2024 den
Entwurf für ein Bürokratieentlastungsgesetz IV (BEG IV) beschlossen.

Vorgesehen ist unter anderem, die handels- und steuerrechtlichen Auf-
bewahrungsfristen für Buchungsbelege wie zum Beispiel  Rechnungsko-
pien, Kontoauszüge und Lohn- und Gehaltslisten von zehn auf acht Jah-
re zu verkürzen. Die Unternehmen könnten die Belege damit früher als
bisher  entsorgen  und  sparten  dadurch  erhebliche  Aufbewahrungskos-
ten, erwartet das Bundesjustizministerium.

Für  die  steuerberatenden  Berufe  soll  eine  zentrale  Vollmachtsdaten-
bank  eingerichtet  werden,  in  der  Steuerberater  künftig  Generalvoll-
machten im Bereich der sozialen Sicherung zentral  hinterlegen können
sollen.

Die  Hotelmeldepflicht  für  deutsche  Staatsangehörige  soll  abgeschafft
werden.

Im Bürgerlichen Gesetzbuch sollen Schriftform- zu Textformerfordernis-
sen herabgestuft  werden,  sodass auch eine E-Mail,  eine SMS oder eine

Messenger-Nachricht  ausreichen  können.  Entsprechende  Herabstufun-
gen sind laut  Justizministerium unter  anderem im Vereinsrecht  und im
Gesellschaftsrecht geplant. So sollen Vereinsmitglieder ihre Zustimmung
zu  einem  Beschluss,  der  ohne  Mitgliederversammlung  gefasst  wurde,
künftig  auch  in  Textform  erklären  können.  Auch  sollen  GmbH-Gesell-
schafter - bei Beschlüssen außerhalb einer Versammlung - ihre Stimme
in Textform abgeben können, wenn sämtliche Gesellschafter damit ein-
verstanden  sind.  Zudem  sollen  Schriftformerfordernisse  im  Schuldver-
schreibungsgesetz sowie im Depotgesetz herabgestuft werden.

Öffentliche  Versteigerungen  sollen  künftig  auch  online  möglich  sein  -
wahlweise per Live-Stream oder in hybrider Form (vor Ort und online).

Die Abläufe am Flughafen sollen dadurch beschleunigt werden, dass die
Fluggastabfertigung künftig auch digital erfolgen kann.

Schließlich soll die Äußerungsfirst bei Öffentlichkeitsbeteiligungen in Zu-
lassungsverfahren  mit  Umweltverträglichkeitsprüfung,  in  denen  auf-
grund von Änderungen des Vorhabens eine erneute Beteiligung der Öf-
fentlichkeit erforderlich ist, angemessen verkürzt werden können.

Bundesjustizministerium, PM vom 13.03.2024

Schenkungsteuerbescheid: Höhe der festgesetzten
Steuer muss erkennbar sein

Ein Schenkungsteuerbescheid ist nichtig, wenn ihm auch nach verständi-
ger  Auslegung  nicht  mit  hinreichender  Sicherheit  die  Höhe  der  festge-
setzten  Schenkungsteuer  entnommen  werden  kann.  Hierauf  weist  der
Bundesfinanzhof (BFH) hin.

Für die Frage, ob ein Steuerbescheid inhaltlich hinreichend bestimmt ist,
komme  es  grundsätzlich  auf  die  Überschrift  und  den  verfügenden  Teil
(Tenor)  des  Bescheids  an.  Die  Begründung  des  Bescheids  könne  zwar
bei der Auslegung des Tenors herangezogen werden. Widerspreche sie
jedoch dem verfügenden Teil des Bescheids, könne der Bescheid jeden-
falls  aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  und  Rechtsklarheit  nicht  auf-
rechterhalten werden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 08.11.2024, II R 22/20

Förderung des demokratischen Staatswesens als
gemeinnütziger Zweck setzt "geistige Offenheit" einer
Vereinigung voraus

Der  Begriff  der  Förderung  des  demokratischen  Staatswesens  (§  52  Ab-
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satz  2  Nr.  24 Abgabenordnung -  AO)  muss sich aus grundrechtlich ver-
bürgten  Prinzipien,  Rechten  und  Werten  ableiten  lassen.  Dazu  gehöre
insbesondere die Förderung der Ausübung der grundgesetzlich verbürg-
ten Grundrechte sowie der Förderung allgemeiner demokratischer Teil-
habe, die sich aus dem Demokratieprinzip ergibt. Dies stellt das Finanz-
gericht (FG) Berlin-Brandenburg klar.

Ausgangspunkt des Rechtsstreits war zugleich die Frage der Prüfungstie-
fe  des  §  60a  Absatz  6  AO  bei  Versagung  eines  Freistellungsbescheides
nach  §  60a  Absatz  1  AO.  Hiernach  kann  ein  Finanzamt  einen  Freistel-
lungsbescheid versagen, wenn bis zum Zeitpunkt des Erlasses des erst-
maligen  Körperschaftsteuerbescheids  oder  Freistellungsbescheids  be-
reits Erkenntnisse vorliegen, dass die tatsächliche Geschäftsführung ge-
gen die satzungsmäßigen Voraussetzungen verstößt. Die Vorschrift wur-
de  durch  das  Jahressteuergesetz  2020  eingeführt.  Ausweislich  der  Ge-
setzesbegründung  soll  hierdurch  die  rechtsmissbräuchliche  Verwen-
dung  des  Feststellungsbescheids  ausgeschlossen  werden.  In  der  Be-
gründung  wird  ausdrücklich  auf  Missbrauchsfälle  so  genannter  extre-
mistischer Organisationen verwiesen (BT-Drs. 19/25160, S. 204).

Der Kläger -  ein nicht eingetragener Verein -  betrieb auf einer Internet-
seite einen Online-Blog, auf dem Vereinsmitglieder und Gastautoren zu
einem aktuellen Thema Beiträge veröffentlichten. Streitgegenstand war
insoweit die Ablehnung des Erlasses eines Freistellungsbescheides, weil
dem Beklagten bereits  Erkenntnisse  zur  Tätigkeit  des  Klägers  vorlagen,
obgleich der Kläger noch keine Körperschaftsteuererklärungen nebst Tä-
tigkeitsberichten vorgelegt hatte.

Das  FG  hat  die  Rechtsprechung  des  Bundesfinanzhofs  (Urteil  vom
10.01.2019  -  V  R  60/17,  so  genannte  Attac-Rechtsprechung)  bekräftigt.
Eine  Vereinigung  zur  Förderung  der  Volksbildung  und  des  demokrati-
schen Staatswesens müsse in ihrer  "politischen Bildung" "geistig  offen"
sein  und  dürfe  gerade  nicht  das  Ziel  verfolgen,  Lösungsvorschläge  für
Problemfelder  der  Tagespolitik  durchzusetzen.  Denn  eine  steuerliche
Gemeinnützigkeit  stünde  sonst  im  Konflikt  mit  den  strengen  Vorgaben
des  Grundgesetzes  und  des  Bundesverfassungsgerichts  zur  Parteienfi-
nanzierung.  Der  Kläger  habe  aber  gerade  konkrete  Problemfelder  der
Tagespolitik  thematisiert.  Die Förderung des demokratischen Staatswe-
sens sei höchstens Nebenfolge gewesen.

Das Gericht hat zudem entschieden, dass der Beklagte bei § 60a Absatz
6 AO nicht  auf  bestimmte Prüffelder beschränkt  ist,  sondern insbeson-
dere  auch Hinweise  zu  konkreten Tätigkeiten  berücksichtigen kann.  Al-
lerdings  führe  die  Versagung  des  Feststellungsbescheids  zu  keiner  ab-
schließenden Entscheidung hinsichtlich der Freistellung. Denn diese er-
folge  allein  im  Veranlagungsverfahren  und  münde  in  einem  positiven

Freistellungsbescheid nach § 155 Absatz 1 Satz 3 AO beziehungsweise in
einer Versagung eines solchen Bescheides. Der Regelungsgehalt des Ab-
lehnungsbescheides  betreffe  nur  die  fehlende  vorläufige  Vertrauens-
schutzwirkung der  gesonderten Feststellung  der  satzungsmäßigen Vor-
aussetzungen.

Das FG hat die Revision zugelassen.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.11.2023, 8 K 8012/23

Elektronisches Fahrtenbuch: Nachträgliche
Veränderungsmöglichkeit muss ausgeschlossen sein

Ein Fahrtenbuch muss in geschlossener Form geführt werden. Eine mit
Hilfe eines Computerprogramms erzeugte Datei genügt diesen Anforde-
rungen nur, wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem frühe-
ren  Zeitpunkt  eingegebenen  Daten  nach  der  Funktionsweise  des  ver-
wendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder zumindest in
ihrer  Reichweite in der Datei  selbst  dokumentiert  und offengelegt  wer-
den. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Die Anforderungen an ein Fahrtenbuch auf Papier und an ein elektroni-
sches  Fahrtenbuch  könnten  nicht  identisch  sein.  Das  Erfordernis,  dass
nachträglich  vorgenommene  Änderungen  in  der  Datei  dokumentiert
und offengelegt werden müssen, sei nur für ein elektronisches Fahrten-
buch  von  Bedeutung.  Bei  einem  in  Papierform  geführten  Fahrtenbuch
gebe  es  demgegenüber  keine  "Datei"  im  vorgenannten  Sinne,  sondern
lediglich auf Papier festgehaltene Eintragungen (Daten). Auch hier müss-
ten nachträgliche Änderungen allerdings "deutlich als solche erkennbar"
sein. Eine lose Ansammlung einzelner Daten (Blätter, Seiten) ohne äuße-
ren  Zusammenhang  könne  daher  schon  in  begrifflicher  Hinsicht  kein
"Fahrtenbuch"  sein,  so  der  BFH.  Die  hiernach  erforderliche
"buch"-förmige äußere Gestalt könne dabei wiederum nur ein in Papier-
form, nicht aber ein elektronisch geführtes Fahrtenbuch aufweisen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 12.01.2024, VI B 37/23
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Corona-Wirtschaftshilfen: Frist zur Einreichung der
Schlussabrechnungen bis zum 30.09.2024 verlängert

Bund und Länder haben sich mit den Berufsorganisationen der prüfen-
den  Dritten  im  Rahmen  einer  Sonder-Wirtschaftsministerkonferenz  ge-
meinsam  auf  eine  letztmalige  Fristverlängerung  zur  Einreichung  der
Schlussabrechnung  verständigt.  Die  Schlussabrechnungen  der  Corona-
Wirtschaftshilfen  (Überbrückungs-,  November-  und  Dezemberhilfen)
können demnach noch bis zum 30.09.2024 eingereicht werden. Dies teilt
das Bundeswirtschaftsministerium mit.

Die vereinbarten Schritte,  insbesondere die Festlegung des neuen End-
termins, damit möglichst alle noch ausstehenden rund 400.000 Schluss-
abrechnungen  den  Bewilligungsstellen  zur  Prüfung  vorliegen  werden,
sowie  Vereinfachungen  und  Beschleunigungen  der  Prüfverfahren  sind
laut  Wirtschaftsministerium  in  einer  gemeinsamen  Erklärung  zusam-
mengefasst.

Sofern  bis  zu  dem  neuen  Endtermin  keine  fristgerecht  eingereichten
Schlussabrechnungen für die vorläufigen Bewilligungen vorliegen, seien
von  den  jeweils  zuständigen  Bewilligungsstellen  der  Länder  umgehend
Rückforderungsmaßnahmen einzuleiten.

Bundeswirtschaftsministerium, PM vom 14.03.2024

Gewinnbegriff beim Investitionsabzugsbetrag

Das  Tatbestandsmerkmal  "Gewinn"  im  Sinne  von  §  7g  Absatz  1  Satz  2
Nr.  1  Einkommensteuergesetz  (EStG)  ist  als  Steuerbilanzgewinn  und
nicht als steuerlicher Gewinn im Sinne von § 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 EStG
auszulegen.  Außerbilanzielle  Positionen  sind  nicht  zu  berücksichtigen.
Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg entschieden (gegen
Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) vom 15.06.2022, BStBl. I
2022, 945).

Die  Klägerin betrieb im Streitjahr  einen Gewerbebetrieb und ermittelte
den  Gewinn  durch  Betriebsvermögensvergleich.  Danach  ergab  sich  ein
unstreitiger Steuerbilanzgewinn von 199.309,90 Euro. Unter Berücksich-
tigung  von  ebenfalls  unstreitigen  außerbilanziellen  Kürzungen  (steuer-
freie Erträge nach § 3 Nr. 40 EStG von 1.170 Euro) und Hinzurechnungen
(nichtabziehbare Betriebsausgaben nach § 4 Absatz 5, 6 und 7 EStG von
1.457  Euro  sowie  Gewerbesteuer  nach  §  4  Absatz  5b  EStG  von  10.199
Euro) ergab sich ein steuerpflichtiger Gewinn im Sinne von § 2 Absatz 2
S. 1 Nr. 1 EStG von 209.795,90 Euro. Zum 31.12.2020 machte die Kläge-
rin  einen gewinnmindernden Investitionsabzugsbetrag von 120.000 Eu-
ro geltend.

Das Finanzamt ging entsprechend dem BMF-Schreiben vom 15.06.2022
(BStBl. I 2022, 945) davon aus, dass der vom Kläger beanspruchte Inves-
titionsabzugsbetrag nicht gewährt werden könne, da die Gewinngrenze
des § 7g Absatz 1 S. 2 Nr. 1 Buchst. b EStG von 200.000 Euro überschrit-
ten sei. Die Klage hatte Erfolg.

Der  Einkommensteuer-  und  Gewerbesteuermessbetragsbescheid  2020
seien abzuändern, weil ein Investitionsabzugsbetrag nach § 7g Absatz 1
EStG in Höhe von 120.000 Euro gewinnmindernd zu berücksichtigen sei,
so das FG. Die Klägerin habe die Gewinngrenze von 200.000 Euro nicht
überschritten, weil  sie einen Gewinn im Sinne von § 7g Absatz 1 Satz 2
EStG Höhe von 199.309,90 Euro (Steuerbilanzgewinn) erzielt habe.

Nach Ansicht des FG ist unter "Gewinn" im Sinne von § 7g Absatz 1 Satz
2  Nr.  1  EStG  der  Steuerbilanzgewinn  und  nicht  der  steuerliche  Gewinn
im Sinne von § 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 EStG zu verstehen. Eine Korrektur
um  außerbilanzielle  Positionen  wie  nichtabziehbare  Betriebsausgaben
oder einkommensteuerfreie Einnahmen finde nicht statt.

Eine eigenständige Definition des Begriffs "Gewinn" finde sich in § 7g Ab-
satz  1  Satz  2  Nr.  1  EStG  nicht.  Es  sei  zwar  bestimmt,  dass  der  Gewinn
nach  §  4  oder  §  5  EStG  zu  ermitteln  und  damit  grundsätzlich  an  den
nach steuerrechtlichen Vorschriften ermittelten Gewinn und nicht  -  bei
Gewerbetreibenden  -  an  den  handelsbilanziellen  Jahresüberschuss  an-
zuknüpfen  sei.  Nicht  geregelt  sei  jedoch,  ob  der  Gewinn  um  nicht  ab-
ziehbare Betriebsausgaben zu erhöhen beziehungsweise um steuerfreie
Betriebsvermögensmehrungen zu mindern ist, das heißt der steuerliche
Gewinn im Sinne von § 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 EStG für die Bestimmung
der Gewinngrenze ausschlaggebend sein soll.

Der Wortlaut des § 7g Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 EStG deute auf eine Maßgeb-
lichkeit  des  nicht  korrigierten  Gewinns  hin.  Das  Gesetz  stelle  auf  den
nach § 4 beziehungsweise § 5 EStG "ermittelten" Gewinn ab. Dies lasse
darauf  schließen,  dass  Erhöhungen  und  Minderungen,  die  sich  außer-
halb der Gewinnermittlung vollziehen würden, bei der Bestimmung des
Grenzwerts von 200.000 Euro unberücksichtigt bleiben sollen.

Zwar  könnte  auch  ein  nach  "§  4"  ermittelter  Gewinn  die  Korrekturen
nach § 4 Absatz 5 EStG (nicht abziehbare Betriebsausgaben), § 4 Absatz
5b EStG (nicht abziehbare Gewerbesteuer) und § 4 Absatz 4a EStG (nicht
abziehbare  Schuldzinsen)  enthalten.  Damit  sei  aber  nicht  erklärt,  wes-
halb auch andere - nicht in § 4 EStG normierte - Korrekturen in die Ge-
winngrenze einzubeziehen wären (zum Beispiel Teilabzugsverbot nach §
3c Absatz 2 EStG, Teileinkünfteverfahren gemäß § 3 Nr. 40 EStG, bei Kör-
perschaften:  nicht  abziehbare  Aufwendungen  nach  §  10  Körperschaft-
steuergesetz).  Zudem  spreche  mehr  dafür,  dass  der  Gesetzgeber  mit
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der Formulierung "nach § 4 [...] ermittelter Gewinn" zum Ausdruck brin-
gen  wollte,  nicht  nur  die  Gewinnermittlung  durch  Betriebsvermögens-
vergleich nach § 4 Absatz 1 Satz 1 EStG, sondern ebenso diejenige durch
Einnahmen-Überschuss-Rechnung gemäß § 4 Absatz 3 EStG als für Zwe-
cke des § 7g EStG zulässige Gewinnermittlung zu bestimmen.

Nach  dem  Gesetzeszweck  sollen  sowohl  durch  den  Investitionsabzugs-
betrag  als  auch  durch  Sonderabschreibungen  die  Liquidität,  Eigenkapi-
talausstattung und die Investitions- und Innovationsbereitschaft begüns-
tigter  Klein-  und Mittelbetriebe gestärkt  werden.  Dabei  soll  die von der
Einkunftsart  unabhängige  einheitliche  Gewinngrenze  zu  einem  zielge-
naueren und in der Praxis auch ohne besonderen Verwaltungsaufwand
anwendbaren  Abgrenzungskriterium  führen.  Indikator  für  eine  Einstu-
fung  als  begünstigungsfähiger  Betrieb  sei  der  Gewinn,  der  die  wirt-
schaftliche  Leistungsfähigkeit  abbilde.  Dies  lasse  nur  den  Schluss  zu,
dass auch nach der Vorstellung des Gesetzgebers das durch die jeweili-
ge  Gewinnermittlungsmethode  gewonnene  Ergebnis  für  die  Bestim-
mung des Grenzwerts maßgeblich sei. Betriebsausgaben im Sinne von §
4 Absatz 4 EStG, die lediglich aufgrund spezieller gesetzlicher Anordnung
bei  der Berechnung des letztlich zu besteuernden Gewinns wieder hin-
zuzurechnen sind (zum Beispiel  §  4  Absatz  4a,  Absatz  5  und Absatz  5b
EStG), minderten die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflich-
tigen.  Dasselbe  gelte  umgekehrt  für  den  Zufluss  steuerfreier  Betriebs-
vermögensmehrungen.

Eine historische Auslegung von § 7g Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 EStG führe zu
keinem  eindeutigen  Ergebnis.  Die  Gewinnhöhe  als  Anknüpfungspunkt
für  die  Betriebsgrößengrenze  bei  Einnahmen-Überschuss-Rechnern
nach § 7g Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c EStG a.F. sei durch das Unter-
nehmensteuerreformgesetz  2008  eingeführt  worden.  Aus  der  Begrün-
dung des Gesetzentwurfs ergebe sich jedoch nicht, was der Gesetzgeber
unter "Gewinn" verstanden habe.

Die  gesetzessystematische  Auslegung  von  §  7g  Absatz  1  Satz  2  Nr.  1
EStG führe zu der Schlussfolgerung, dass "Gewinn" das durch die jeweili-
ge  Gewinnermittlungsmethode  gewonnene  Ergebnis  bedeute.  Dies  er-
gebe sich aus einem Vergleich zur Auslegung der Gewinnbegriffe in § 4
Absatz 4a Satz 2 EStG und in § 34a Absatz 2 EStG. Für diese Fälle habe
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass insoweit nur der steuerbi-
lanzielle  Gewinn  maßgeblich  sein  könne  und  außerbilanzielle  Gewinn-
korrekturen  nicht  zu  berücksichtigen  seien.  Gründe  für  eine  unter-
schiedliche Auslegung der Gewinnbegriffe in § 4 Absatz 4a Satz 2 EStG, §
7g  Absatz  1  Satz  2  Nr.  1  EStG  und  §  34a  Absatz  2  EStG  seien  nicht  er-
kennbar.

Gegen  die  Entscheidung  wurde  Revision  eingelegt,  die  beim BFH unter

dem Aktenzeichen X R 14/23 läuft.

Finanzgericht  Baden-Württemberg,  Gerichtsbescheid  vom  02.05.2023,
1873/22, nicht rechtskräftig
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Kapital-
anleger

Gesetzentwurf: Schnellere Musterverfahren bei
Anlegerschäden

Anleger sollen ihre Rechte im Schadensfall wirksam und zügig durchset-
zen können. Hierfür sorgen soll eine Reform des Kapitalanleger-Muster-
verfahrensgesetzes  (KapMuG),  die  das  Bundeskabinett  am  13.03.2024
beschlossen hat.

Das bisher befristet bis zum 31.08.2024 geltende KapMuG sieht für be-
stimmte kapitalmarktbezogene Rechtsstreitigkeiten ein besonderes zivil-
prozessuales Musterverfahren vor. Dieses soll die effektive Verhandlung
und  Durchsetzung  insbesondere  von  Schadensersatzansprüchen  ge-
schädigter  Anleger  bei  falschen,  irreführenden  oder  unterlassenen  öf-
fentlichen Kapitalmarktinformationen erleichtern.

Nach der Konzeption des KapMuG legt das beispielsweise über eine Kla-
ge wegen Anlegerschäden verhandelnde Landgericht (LG) auf Antrag ei-
ner  Partei  Tatsachen-  oder  Rechtsfragen,  die  sich  in  mindestens  zehn
bereits  erhobenen  Einzelklagen  gleichlautend  stellen,  dem  jeweiligen
Oberlandesgericht (OLG) vor. In dem dann von einem gerichtlich ausge-
wählten Musterkläger unter Beteiligung aller übrigen Ausgangsparteien
geführten  Musterverfahren  entscheidet  das  OLG  einheitlich  mit  Bin-
dungswirkung für alle individuellen Klagen.

Ziel  der  nun initiierten Reform ist  es  laut  Bundesjustizministerium,  das
KapMuG zu einem sowohl für die Gerichte als auch die geschädigten An-
leger  effektiven  Instrument  bei  der  Bewältigung  von  Massenverfahren
mit  kapitalmarktrechtlichem  Bezug  fortzuentwickeln.  Im  Zuge  dessen
solle das KapMuG entfristet und dauerhaft etabliert werden.

Unter  anderem  sind  folgende  Änderungen  vorgesehen:  Der  Zeitraum
von der Einzelklage vor dem LG bis zum Musterverfahren beim OLG soll
verkürzt werden. Dazu würden gesetzliche Fristen angepasst, Zuständig-
keiten weiter  konzentriert  und das  Verfahren bis  zu einem Eröffnungs-
beschluss des OLG verschlankt.

Die Stellung des OLG innerhalb des KapMuG-Systems soll  laut  Bundes-
justizministerium gestärkt  werden,  indem es künftig selbst  die sich aus
den Einzelklagen ergebenden Feststellungsziele für das Musterverfahren
formuliert.

Weiter soll die häufig hohe Zahl der Verfahrensbeteiligten im Musterver-
fahren reduziert werden. Deshalb sollen künftig nicht mehr automatisch
alle  Einzelklagen,  die  den  Gegenstand des  Musterverfahrens  betreffen,
in  dieses  hineingedrängt  werden.  Wollen  Parteien  nicht  am Musterver-
fahren  teilnehmen,  sollen  sie  ihren  Rechtsstreit  künftig  unabhängig  als

Individualverfahren führen können.

Und: Die Gerichtsakten für Musterverfahren sollen schon vor Ablauf der
für die Gerichte bis 01.01.2026 laufenden Regelfrist digital  geführt wer-
den müssen. So könnten die wegen der Vielzahl der Verfahrensbeteilig-
ten  bisher  langwierigen  Akteneinsichten  künftig  parallel  und  schneller
erfolgen, erwartet das Justizministerium.

Bundesjustizministerium, PM vom 13.03.2024

BaFin haftet nicht im "Wirecard-Bilanzskandal"

Die Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  (BaFin)  haftet  nicht
im Zusammenhang mit dem so genannten Wirecard-Bilanzskandal. Dies
hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden und die Nichtzulassungs-
beschwerde eines Anlegers zurückgewiesen.

Der Kläger  nimmt die  BaFin aus eigenem und abgetretenem Recht  sei-
ner  Ehefrau  im  Zusammenhang  mit  dem  Erwerb  von  Aktien  der  inzwi-
schen insolventen Wirecard AG unter  dem Gesichtspunkt  der  Amtshaf-
tung und der unionsrechtlichen Staatshaftung auf Schadensersatz in An-
spruch.

Der  BaFin  obliegt  unter  anderem  die  Aufsicht  über  die  Einhaltung  der
Vorschriften  des  Wertpapierhandelsgesetzes  (WpHG).  Dies  betrifft  vor
allem die Bilanzkontrolle und die Marktmissbrauchsüberwachung.  Vom
21.12.2004 bis zum 31.12.2021 wurde die Bilanzkontrolle auf der Grund-
lage eines zweistufigen "Enforcement-Verfahrens" durchgeführt (§§ 37n
ff WpHG a.F. beziehungsweise - ab 03.01.2018 - §§ 106 ff WpHG a.F.).

Als  Emittent  von  Aktien  unterlag  die  Wirecard  AG  der  Finanzmarkauf-
sicht und der Bilanzkontrolle durch die BaFin. Die Jahres- und Konzern-
abschlüsse sowie Lageberichte der Wirecard AG hatte der Abschlussprü-
fer  bis  einschließlich  für  das  Geschäftsjahr  2018  jeweils  mit  einem  un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk testiert.

Am  18.06.2020  veröffentlichte  die  Wirecard  AG  eine  Ad-hoc-Mitteilung,
wonach der Abschlussprüfer mitgeteilt habe, dass über die Existenz von
Bankguthaben  auf  Treuhandkonten  in  Höhe  von  insgesamt  1,9  Milliar-
den Euro (etwa ein Viertel der Konzernbilanzsumme) noch keine ausrei-
chenden Prüfungsnachweise vorlägen. Am 22.06.2020 gab der Vorstand
der Wirecard AG mittels einer weiteren Ad-hoc-Mitteilung bekannt, dass
vermeintliches Vermögen in Höhe von 1,9 Milliarden Euro bei zwei Ban-
ken auf den Philippinen mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nicht be-
stehe.  Drei  Tage  darauf  beantragte  die  Wirecard  AG  die  Eröffnung  des
Insolvenzverfahrens  über  ihr  Vermögen,  das  am  25.08.2020  eröffnet
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wurde.  Bereits  in  den  Jahren  zuvor  hatte  es  immer  wieder  Medienbe-
richte, insbesondere in der "Financial Times", über (bilanzielle) Unregel-
mäßigkeiten im Wirecard-Konzern gegeben.

Das  Landgericht  hat  die  auf  Zahlung  von  64.833,75  Euro  nebst  Zinsen
gerichtete Klage abgewiesen. Das Oberlandesgericht (OLG) hat die Beru-
fung des Klägers durch Beschluss gemäß § 522 Absatz 2 Zivilprozessord-
nung (ZPO) zurückgewiesen. Dagegen wendet sich der Kläger mit seiner
Nichtzulassungsbeschwerde.  Diese  hat  laut  BGH  keinen  Erfolg.  Die  Zu-
lassungsvoraussetzungen des § 543 Absatz 2 Satz 1 ZPO lägen nicht vor.

Das OLG habe einen Schadensersatzanspruch des Klägers aus Amtshaf-
tung  beziehungsweise  unter  dem  Gesichtspunkt  des  unionsrechtlichen
Staathaftungsanspruchs zu Recht verneint. Die von der Beschwerde als
grundsätzlich  aufgeworfenen Rechtsfragen,  insbesondere zu den Rege-
lungen  der  Richtlinie  2004/109/EG  und  zur  Änderung  der  Richtlinie
2011/34/EG  (Transparenz-Richtlinie)  sowie  der  Verordnung  (EU)  Nr.
596/2014  (Marktmissbrauchsverordnung),  seien  nicht  entscheidungser-
heblich.  Die Maßnahmen der BaFin im Rahmen der Marktmissbrauchs-
überwachung  und  der  Bilanzkontrolle  bezüglich  der  Wirecard  AG  im
Zeitraum von April 2015 bis Juni 2020 seien weder nach § 6 oder §§ 106
ff  WpHG  a.F.  noch  im  Hinblick  auf  die  Regelungen  der  Transparenz-
Richtlinie  oder  der  Marktmissbrauchsverordnung  zu  beanstanden  und
bei  voller  Wahrung  der  Belange  einer  effektiven  Bilanzkontrolle  jeden-
falls vertretbar gewesen.

Eine Vorlage an den Europäischen Gerichtshof sah der BGH daher nicht
veranlasst. Dies gelte ebenfalls für die Frage, ob § 4 Absatz 4 des Finanz-
dienstleistungsaufsichtsgesetzes im Hinblick auf unionsrechtliche Vorga-
ben der Marktmissbrauchsverordnung unanwendbar ist. Auch die ande-
ren Rügen des Klägers (Divergenz zur Senatsrechtsprechung, rechtliches
Gehör) griffen nicht durch.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 10.01.2024, III ZR 57/23

Bitcoins: Einkunftsart bei Verwendung von Bitcoins
für Lending

Beim Lending werden Einheiten einer virtuellen Währung oder sonstige
Token gegen eine Vergütung zur Nutzung überlassen. Nach Auffassung
der  Finanzverwaltung  sind  Einkünfte  aus  dem Lending  nach  §  22  Nr.  3
Einkommensteuergesetz  (EStG)  steuerbar  (vgl.  Schreiben  des  Bundesfi-
nanzministeriums vom 10.05.2022). Hierauf weist der Steuerberaterver-
band Niedersachsen Sachsen-Anhalt hin.

Beim  Finanzgericht  (FG)  Köln  sei  ein  Klageverfahren  zur  ertragsteuerli-

chen  Behandlung  von  Einkünften  aus  der  Verwendung  von  Einheiten
des Bitcoins für Lending im Privatvermögen anhängig (5 K 194/23). Darin
mache der Kläger geltend, beim Lending im Privatvermögen würden Ein-
künfte  aus  Kapitalvermögen  nach  §  20  Absatz  1  Nr.  7  EStG  erzielt,  die
der Abgeltungsteuer unterlägen.

Zur  Begründung  trage  der  Kläger  vor,  der  Bitcoin  sei  als  "Fremdwäh-
rung"  einzustufen,  weil  dieser  als  Zahlungsmittel  für  Steuern  und  Ge-
bühren in den Kantonen Zug und Lugano (Schweiz) anerkannt sowie als
zweite Staatswährung in El Salvador eingeführt worden sei.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung stellten virtuelle Währungen (wie
der Bitcoin) keine "Fremdwährung" dar, sondern seien digital dargestell-
te  Werteinheiten,  die  von  keiner  Zentralbank  oder  öffentlichen  Stelle
emittiert  oder garantiert  werden und damit  nicht den gesetzlichen Sta-
tus  einer  Währung  oder  von  Geld  besitzen.  Es  handele  sich  beim  Len-
ding daher vielmehr um eine Art «Sachdarlehen«. Bei der Wertpapierlei-
he, welche ein Sachdarlehen darstellt, erziele der Verleiher Einkünfte im
Sinne des § 22 Nr. 3 EStG und keine Einkünfte nach § 20 Absatz 1 Nr. 7
EStG.

Einspruchsverfahren,  die  sich  auf  das  beim  FG  Köln  anhängige  Verfah-
ren berufen,  stellt  die Finanzverwaltung laut  Steuerberaterverband aus
Zweckmäßigkeitsgründen ruhend (§ 363 Absatz 2 S. 1 Abgabenordnung).

Steuerberaterverband  Niedersachsen  Sachsen-Anhalt,  PM  vom
20.12.2023
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Immobilien-
besitzer

Kein Schadensersatz für Grundstückseigentümerin:
Setzrisse nicht auf Erdölbohrung in 1930er Jahren
zurückzuführen

Eine  Grundstückseigentümerin,  die  ein  Erdöl-  und  Erdgasunternehmen
wegen Schäden an einem auf ihrem Grundstück belegenen Gebäude in
Anspruch nehmen wollte, ist hiermit vor dem Landgericht (LG) Lüneburg
gescheitert.  Das  Gericht  entschied,  die  bemängelten  Setzrisse  seien
nicht auf Erdölbohrungen zurückzuführen.

Der  Rechtsvorgänger  der  Beklagten  hatte  im  Westen  des  Landkreises
Celle  bis  1963  Erdölbohrungen  durchgeführt.  Auch  in  der  Nähe  des
Grundstücks  der  Klägerin  fanden zwischen 1930  und 1936  Tiefbohrun-
gen  statt.  Im  Jahr  2019  traten  an  einem  Nebengebäude  der  Klägerin
Setzrisse  auf.  Die  Klägerin  meint,  diese  seien  auf  die  vormals  durchge-
führten Erdölbohrungen zurückzuführen und begehrte 15.000 Euro zur
Behebung der Schäden.

Das  LG  sah  die  Voraussetzungen  für  eine  Haftung  der  Beklagten  nicht
gegeben. Hierfür hätte die Klägerin den Beweis führen müssen, dass ein
Zusammenhang zwischen den damaligen Bohrungen und den 2019 auf-
getretenen Setzrissen bestanden habe.  Der durch das Gericht hinzuge-
zogene  Sachverständige  für  Bodenmechanik,  Erd-  und  Grundbau  habe
aber  ausgeschlossen,  dass  die  erst  2019  aufgetretenen  Setzrisse  noch
auf  die  Erdölbohrungen  in  den  1930er  Jahren  zurückzuführen  seien.
Zwar seien großflächige und gleichmäßige Bodensenkungen auch noch
mehrere  Jahre  nach  Abschluss  von  Förderarbeiten  unter  ungünstigen
Bedingungen möglich. Ein - zumal kleinräumiges - Auftreten nach meh-
reren Jahrzehnten sei aber auszuschließen.

Landgericht Lüneburg, Urteil vom 06.10.2023 6 O 148/22, rechtskräftig

Fehlender Ersatzwohnraum: Mieter dürfen trotz
wirksamer Eigenbedarfskündigung dennoch vorerst
bleiben

Trotz  wirksamer  Eigenbedarfskündigung  dürfen  zwei  Berliner  Mieter
vorerst in ihrer Wohnung bleiben. Dies hat das Landgericht (LG) Berlin II
verfügt. Begründung: Die Mieter hätten trotz intensiver Suche im gesam-
ten Stadtgebiet keinen Ersatzwohnraum gefunden.

Anders  als  noch  das  Amtsgericht  Mitte  ging  das  LG  von  der  Formwirk-
samkeit  der  Eigenbedarfskündigung  aus.  Dennoch  aber  gehe  die  Räu-
mungsklage  der  Vermieterin  nicht  durch,  so  das  LG.  Vielmehr  sei  das
Mietverhältnis  für  zwei  weitere  Jahre  fortzusetzen.  Die  Mieter  könnten
sich auf  die  so genannte Sozialklausel  (§§  574 Absatz  1  und 2 Bürgerli-

ches Gesetzbuch berufen.

Sie  hätten  sich  nach  Ausspruch  der  Eigenbedarfskündigung  fast  zwei
Jahre lang auf eine Vielzahl von Wohnungen im gesamten Berliner Stadt-
gebiet  beworben,  jedoch  ohne  Erfolg.  Grund sei  die  angespannte  Lage
auf  dem  Berliner  Wohnungsmarkt.  Auch  über  das  so  genannte  Ge-
schützte  Marktsegment  habe  in  absehbarer  Zeit  kein  freier  Alternativ-
wohnraum in Berlin für die Mieter zur Verfügung gestanden. Das gesam-
te Stadtgebiet von Berlin sei durch eine Mietenbegrenzungsverordnung
als  Gebiet  mit  angespanntem  Wohnungsmarkt  ausgewiesen.  Und:  Der
von der Vermieterin geltend gemachte Eigenbedarf sei nicht besonders
dringlich gewesen.

Das LG hat  im Rahmen seiner Entscheidung die bisherigen Vertragsbe-
dingungen von Amts wegen geändert und neben der Anordnung der be-
fristeten Fortdauer des Mietverhältnisses auch die von den Mietern bis-
her  geschuldete  Nettokaltmiete  auf  ein  marktübliches  Niveau  angeho-
ben.

Landgericht  Berlin  II,  Urteil  vom  25.01.2024,  67  S  264/22,  nicht  rechts-
kräftig

Wohnung in Zweiparteienhaus: Keine erleichterte
Kündigung bei nur wochenweiser Nutzung

Das  Landgericht  (LG)  Hanau  hat  entschieden,  dass  ein  Vermieter  in  ei-
nem Gebäude mit  nur  zwei  Wohnungen dem Mieter  der  zweiten Woh-
nung nicht ohne besonderen Grund kündigen kann, wenn er selbst die
andere Wohnung nur wochenweise im Jahr nutzt.

Zwischen der hauptsächlich im Ausland lebenden Vermieterin und den
Mietern besteht ein Mietvertrag über eine Wohnung in einem Haus mit
nur zwei Wohneinheiten.  Sie selbst nutzt die andere Wohnung nur wo-
chenweise  im  Jahr.  Die  Vermieterin  hat  die  Kündigung  gemäß  §  573a
Bürgerliches  Gesetzbuch  (BGB)  ausgesprochen.  Nach  der  Vorschrift
kann der Vermieter ein Mietverhältnis über eine Wohnung in einem vom
ihm selbst bewohnten Gebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen je-
derzeit  ohne  Grund  beenden.  Die  Mieter  halten  die  Kündigung  für  un-
wirksam,  weil  die  Vermieterin  die  andere  Wohnung  nicht  im  Sinne  der
Vorschrift  bewohne.  Das  Amtsgericht  ist  dieser  Auffassung  gefolgt  und
hat die Räumungsklage abgewiesen.

Das LG Hanau hat die Berufung der Vermieterin zurückgewiesen. Für die
erleichterte  Kündigung  nach  §  573a  BGB  reiche  es  nicht  aus,  dass  der
Vermieter  die  zweite  Wohnung  in  dem  Haus  lediglich  zusätzlich  nutze,
selbst, wenn das vereinzelt, wie für das Jahr 2021 behauptet, insgesamt
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40  Wochen  seien.  Er  müsse  vielmehr  seinen  Lebensmittelpunkt  in  der
Wohnung  haben.  Eine  enge  Auslegung  der  Vorschrift  sei  insbesondere
deshalb geboten, weil diese es ermögliche, den Mietvertrag mit dem an-
sonsten von dem Gesetz erheblich geschützten Wohnraummieter zu be-
enden,  ohne dass der Mieter  eine Pflichtverletzung begangen oder der
Vermieter sonst ein besonderes Interesse hieran habe.

Die vom LG Hanau zugelassene Revision ist nicht eingelegt worden. Die
Entscheidung ist damit rechtskräftig.

Landgericht Hanau, PM vom 08.02.2024

Sofort abzugsfähige Werbungskosten: Zur
Abgrenzung von anschaffungsnahen
Herstellungskosten

Das Finanzgericht  (FG)  Düsseldorf  musste  sich mit  einer  teleologischen
Reduktion  des  Begriffs  der  anschaffungsnahen  Herstellungskosten  bei
Renovierungskosten  an  einem  Gebäude  im  zeitlichen  Zusammenhang
mit einem Brandschaden beschäftigen.

Der Kläger hatte 2015 für 35.000 Euro eine mängelbehaftete Immobilie
erworben und sodann gegen monatliche Mietzahlung von 260 Euro ver-
mietet.  Das  Mietverhältnis  war  auf  fünf  Jahre  befristet,  weil  der  Kläger
beabsichtigte,  das  Gebäude  abzureißen  beziehungsweise  eine  Kernsa-
nierung vorzunehmen. 2016 wurde das Gebäude durch einen Brand er-
heblich  beschädigt.  In  ihrer  Einkommensteuererklärung  machten  die
Kläger Erhaltungsaufwendungen geltend, die sich zum einen aus Brand-
beseitigungskosten  und  zum  anderen  aus  sonstigen  Renovierungskos-
ten zusammensetzten.

Das  beklagte  Finanzamt  beurteilte  die  Aufwendungen  hingegen  insge-
samt als anschaffungsnahe Herstellungskosten, die lediglich im Rahmen
der Absetzung für Abnutzung zu berücksichtigen seien.

Das FG hielt die Klage für teilweise begründet. Zwar handele es sich bei
Beseitigung  der  unmittelbaren  Brandschäden  um  sofort  abzugsfähige
Werbungskosten bei  den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung.
Zutreffend habe der  Beklagte  dagegen die  übrigen vom Kläger  geltend
gemachten  Aufwendungen  für  die  durchgeführten  Renovierungsmaß-
nahmen den anschaffungsnahen Herstellungskosten zugeordnet. Durch
die  typisierende  Annahme  von  anschaffungsnahen  Herstellungskosten
solle  die  ungleiche  steuerliche  Behandlung  des  Erwerbers  eines  reno-
vierten  gegenüber  dem  eines  heruntergewirtschafteten  Gebäudes,  das
er nach dem Erwerb selbst renoviere, vermieden werden.

Es  sei  im vorliegenden Fall  auch  keine  teleologische  Reduktion  des  §  6
Absatz 1 Nr. 1a Einkommensteuergesetz geboten. Der Bundesfinanzhof
habe in seiner Rechtsprechung eine solche bisher nur für Kosten für In-
standsetzungsmaßnahmen  zur  Beseitigung  eines  Schadens  bejaht,  der
im  Zeitpunkt  der  Anschaffung  nicht  vorhanden  und  auch  nicht  "ange-
legt" war, sondern nachweislich erst zu einem späteren Zeitpunkt durch
das schuldhafte Handeln eines Dritten verursacht worden ist. Vorliegend
habe aber nicht festgestellt werden können, dass der Schaden durch die
Mieterin verursacht worden sei.  Ferner könne dahinstehen,  ob eine te-
leologische  Reduktion  auch  für  die  Beseitigung  von  Schäden  geboten
sei, die im Dreijahreszeitraum durch höhere Gewalt entstanden sind, da
weder  vorgetragen  noch  sonst  erkennbar  sei,  dass  der  Brandschaden
durch höhere Gewalt verursacht worden sei.

Gegen  das  Urteil  wurde  Nichtzulassungsbeschwerde  beim  Bundesfi-
nanzhof (IX B 2/24) eingelegt.

Finanzgericht  Düsseldorf,  Urteil  vom  28.11.2023,  10  K  2184/20  E,  nicht
rechtskräftig
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Angestellte

Steuerfreies Trinkgeld: Nicht bei hohen Beträgen

Zahlungen in Höhe von 50.000 Euro beziehungsweise rund 1,3 Millionen
Euro  sind  regelmäßig  keine  steuerfreien  Trinkgelder.  Dies  hat  das  Fi-
nanzgericht (FG) Köln entschieden.

Ein an einer GmbH beteiligtes Unternehmen hatte entsprechende Zah-
lungen als "Trinkgelder" an die beiden Prokuristen der GmbH geleistet.
Die Prokuristen behandelten die Zahlungen in ihren Einkommensteuer-
erklärungen nach §  3  Nr.  51 Einkommensteuergesetz  (EStG)  als  steuer-
frei. Die Beträge seien ihnen im Zusammenhang mit Beteiligungsveräu-
ßerungen  von  einem  Dritten  freiwillig  und  ohne  einen  Rechtsanspruch
zusätzlich  zu  dem  von  der  GmbH  als  Arbeitgeberin  gezahlten  Arbeits-
lohn gewährt worden.

Das Finanzamt behandelte die Beträge als steuerpflichtigen Arbeitslohn.
Freiwillige  Sonderzahlungen  konzernverbundener  Unternehmen  seien
keine steuerfreien Trinkgelder. Auch wenn die für das Streitjahr gelten-
de  Fassung  des  Einkommensteuergesetzes  keine  betragsmäßige  Be-
grenzung  mehr  enthalte,  sei  die  Höhe  der  Zahlungen  zu  berücksichti-
gen.

Der  Trinkgeldbegriff  werde  durch  den  Trinkgeldempfänger  geprägt.
Trinkgelder  würden  traditionell  insbesondere  Kellnern,  unselbstständi-
gen  Boten,  Friseuren,  Fußpflegern,  Gepäckträgern  und  Taxifahrern  ge-
währt - also an Arbeitnehmer in eher niedrig entlohnten Berufen. In der
Regel  würden  ihnen  geringe  Beträge  zugewendet.  Geldgeschenke  von
hohem Wert, oder die einem Arbeitsentgelt entsprächen, seien dagegen
kein Trinkgeld.

Die hiergegen gerichtete Klage der Prokuristen hatte keinen Erfolg.  Die
Zahlungen seien keine steuerfreien Trinkgelder,  so  das  FG.  Das ergebe
sich schon aufgrund ihrer Höhe, aber auch mit Blick auf die Gesamtum-
stände.  Auch  wenn  der  Gesetzgeber  2002  die  Freibetragsgrenze  von
1.224 Euro abgeschafft habe, habe er nicht beabsichtigt, dem Begriff des
Trinkgelds  keinerlei  betragsmäßige  Begrenzung  mehr  zuzuschreiben.
Zahlungen in Höhe von 50.000 Euro beziehungsweise rund 1,3 Millionen
Euro überstiegen jedenfalls deutlich den Rahmen dessen, was nach dem
allgemeinen  Begriffsverständnis  als  Trinkgeld  verstanden  werden  kön-
ne.

Finanzgericht  Köln,  Urteile  vom  14.12.2022,  9  K  2507/20  und  9  K
2814/20, rechtskräftig

Nicht genommener Jahresurlaub grundsätzlich durch
finanzielle Vergütung zu ersetzen

Ein  Arbeitnehmer,  der  nicht  seinen  gesamten  Jahresurlaub  nehmen
konnte, bevor er auf eigenen Wunsch aus dem Dienst ausgeschieden ist,
hat Anspruch auf eine finanzielle Vergütung. Dieser Anspruch ist laut Eu-
ropäischem  Gerichtshof  (EuGH)  nicht  unter  Berufung  auf  Gründe  be-
schränkbar,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Eindämmung  öffentlicher
Ausgaben stehen.

Ein im öffentlichen Dienst beschäftigter Arbeitnehmer war von Februar
1992 bis  Oktober 2016 als  Verwaltungsleiter  bei  einer italienischen Ge-
meinde tätig. Er schied aus dem Dienst aus, um in den vorzeitigen Ruhe-
stand einzutreten, und verlangte eine finanzielle Vergütung für die wäh-
rend seines Arbeitsverhältnisses nicht genommenen 79 Tage bezahlten
Jahresurlaubs.

Die  Gemeinde trat  diesem Begehren entgegen.  Sie  berief  sich  auf  eine
italienische Rechtsvorschrift, wonach im öffentlichen Dienst Beschäftigte
für bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht genommenen bezahl-
ten  Jahresurlaubs  keinen  Anspruch  auf  eine  finanzielle  Vergütung  ha-
ben. Das mit der Sache befasste italienische Gericht legte die Sache dem
EuGH vor. Es zweifelt daran, dass die italienische Regelung mit EU-Recht
vereinbar  ist.  Nach  der  Arbeitszeitrichtlinie  hat  ein  Arbeitnehmer,  der
seinen gesamten bezahlten  Jahresurlaub vor  dem Ende seines  Arbeits-
verhältnisses nicht nehmen konnte, nämlich Anspruch auf eine finanziel-
le Vergütung für den nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub.

Laut  EuGH kann das  Unionsrecht  der  italienischen Regelung  entgegen-
stehen. Der Anspruch der Arbeitnehmer auf bezahlten Jahresurlaub ein-
schließlich  seiner  etwaigen  Ersetzung  durch  eine  finanzielle  Vergütung
dürfe nicht rein wirtschaftlichen Überlegungen wie der Eindämmung öf-
fentlicher Ausgaben untergeordnet werden. Demgegenüber entspreche
das  Ziel  in  Bezug  auf  die  organisatorischen  Erfordernisse  des  öffentli-
chen  Arbeitgebers  für  die  ordnungsgemäße  Planung  des  Urlaubszeit-
raums der Zielsetzung der Richtlinie,  es dem Arbeitnehmer zu ermögli-
chen,  sich  zu  erholen,  und  ihn  dazu  anzuhalten,  seinen  Urlaub  in  An-
spruch zu nehmen.

Somit  kommt  der  Gerichtshof  zu  dem  Ergebnis,  dass  das  Unionsrecht
nur dann nicht dem Verlust dieses Anspruchs entgegensteht, wenn der
Arbeitnehmer  seinen  Urlaub  aus  freien  Stücken  nicht  genommen  hat,
obwohl ihn der Arbeitgeber dazu aufgefordert und über das Risiko des
Verlusts dieses Anspruchs am Ende eines Bezugs- oder zulässigen Über-
tragungszeitraums informiert hat. Folglich verstießen das Erlöschen des
Urlaubsanspruchs am Ende des Bezugs- oder zulässigen Übertragungs-
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zeitraums und - bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses - das entspre-
chende  Ausbleiben  der  Zahlung  einer  finanziellen  Vergütung  für  den
nicht genommenen Jahresurlaub gegen EU-Recht, wenn der Arbeitgeber
nicht  nachweisen  kann,  dass  er  mit  aller  gebotenen Sorgfalt  gehandelt
hat, um den Arbeitnehmer tatsächlich in die Lage zu versetzen, den ihm
zustehenden bezahlten Jahresurlaub zu nehmen. Das zu prüfen, sei nun
Sache des vorlegenden Gerichts.

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 18.01.2024, C-218/22

Keine doppelte Haushaltsführung bei Fahrzeit
zwischen Hauptwohnung und Tätigkeitsstätte von
etwa einer Stunde

Liegen Hauptwohnung und erste  Tätigkeitsstätte  lediglich  30  Kilometer
auseinander  und  beträgt  die  Fahrzeit  mit  dem  Auto  etwa  eine  Stunde,
ist eine doppelte Haushaltsführung nicht anzuerkennen. Dies hat das Fi-
nanzgericht (FG) Münster entschieden.

Die Kläger haben als Eheleute einen gemeinsamen Hausstand. Der Klä-
ger  war  im  Streitjahr  als  Geschäftsführer  bei  einer  etwa  30  Kilometer
entfernt  ansässigen  Arbeitgeberin  angestellt  und  mietete  eine  Zweit-
wohnung  in  circa  einen  Kilometer  Entfernung  von  seiner  Arbeitsstätte.
Seine Arbeitgeberin stellte ihm ein Fahrzeug zur Verfügung, mit dem er
unter  anderem  die  arbeitstäglichen  Fahrten  zwischen  Zweitwohnung
und Arbeitsstätte sowie die wöchentlichen Familienheimfahrten zurück-
legte.  Die Besteuerung der Privatfahrten erfolgte nach der Ein-Prozent-
Regelung.

Das Finanzamt erkannte die von den Klägern geltend gemachten Kosten
für  eine  doppelte  Haushaltsführung  (Miete  und  Einrichtung  der  Zweit-
wohnung, Mehraufwendungen für Verpflegung und wöchentliche Famili-
enheimfahrten)  nicht  als  Werbungskosten an.  Denn dem Kläger  sei  zu-
zumuten, arbeitstäglich die Strecke zwischen Hauptwohnung und Tätig-
keitsstätte mit dem Pkw zurückzulegen.

Demgegenüber  machten die  Kläger  geltend,  dass  es  für  die  Zumutbar-
keit  auf  die  Nutzung  öffentlicher  Verkehrsmittel  ankomme,  bei  denen
die  Fahrzeit  für  die  einfache  Strecke  über  zwei  Stunden  betrage.  Auf-
grund der  gestiegenen Fahrzeugkosten und der  Baustellensituation  sei
nicht davon auszugehen, dass der Kläger arbeitstäglich mit dem Pkw ge-
fahren wäre.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das FG Münster hat die Voraussetzungen
einer doppelten Haushaltsführung verneint.

Im Streitfall  fielen der Ort des eigenen Hausstandes und der Beschäfti-
gungsort des Klägers nicht auseinander. Beide lägen vielmehr unabhän-
gig von Gemeindegrenzen am selben Ort, da es ihm zuzumuten sei, die
Strecke arbeitstäglich zurückzulegen. Hiervon sei bei Wegezeiten von et-
wa  einer  Stunde  noch  auszugehen.  Ausweislich  des  Google  Maps-Rou-
tenplaners betrügen die Fahrzeit mit dem Pkw im Berufsverkehr 50 bis
55 Minuten und außerhalb des Berufsverkehrs circa 30 Minuten. Da die
üblichen  Wegezeiten  maßgeblich  seien,  seien  zeitweise  Verzögerungen
aufgrund von Baustellen nicht zu berücksichtigen.

Auf  die  Dauer  bei  Nutzung öffentlicher  Verkehrsmittel  komme es  nicht
an, weil der Kläger nicht nachvollziehbar dargelegt habe, dass er tägliche
Fahrten auf diese Weise zurückgelegt hätte. Tatsächlich habe er sämtli-
che  Fahrten,  einschließlich  der  Kurzstrecke  von  einem  Kilometer  zwi-
schen Zweitwohnung und Arbeitsstätte, mit dem Dienstwagen zurückge-
legt.  Für  dieses  Fahrzeug  habe  er  keine  Kosten  tragen  müssen,  da  es
sich um einen Wagen seiner Arbeitgeberin gehandelt habe. Zudem habe
der  Kläger  selbst  vorgetragen,  im  Rahmen  seiner  Geschäftsführertätig-
keit vor Ort auf das Fahrzeug angewiesen zu sein.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 06.02.2024, 1 K 1448/22 E
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Familie und
Kinder

Erziehungszeiten im EU-Ausland können zu höherer
Rente wegen voller Erwerbsminderung führen

Das Recht der Unionsbürger auf Freizügigkeit kann dazu führen, dass in
einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegte Erziehungszeiten bei der Be-
rechnung einer  Rente wegen voller  Erwerbsminderung zu berücksichti-
gen  sind.  Dies  hat  der  Europäische  Gerichtshof  (EuGH)  im  Zusammen-
hang mit einem Fall aus Deutschland entschieden.

Eine  deutsche  Staatsangehörige,  die  in  den  Niederlanden  gelebt  hatte
und wieder in Deutschland lebt, erhält dort eine Rente wegen voller Er-
werbsminderung.  Sie  wendet  sich  vor  den  deutschen  Gerichten  dage-
gen, dass die Erziehungszeiten, die sie für ihre beiden Kinder in den Nie-
derlanden zurückgelegt hat,  bei  der Berechnung dieser Rente nicht be-
rücksichtigt wurden. Das mit dem Rechtsstreit befasste Gericht möchte
vom EuGH wissen,  ob  diese  Nichtberücksichtigung  von  in  einem ande-
ren Mitgliedstaat zurückgelegten Erziehungszeiten mit dem Unionsrecht
vereinbar ist.

Der  EuGH  stellt  zunächst  fest,  dass  die  Betroffene  die  in  den  europäi-
schen Rechtsvorschriften  über  die  Koordinierung  der  nationalen  Syste-
me  der  sozialen  Sicherheit  aufgestellten  Voraussetzungen  für  die  Be-
rücksichtigung  dieser  Zeiten  nicht  erfüllt.  Sie  habe  nämlich  weder  vor
noch zu  dem Zeitpunkt,  zu  dem sie  mit  der  Erziehung ihrer  Kinder  be-
gonnen hat, in Deutschland eine Beschäftigung oder eine selbstständige
Erwerbstätigkeit  ausgeübt.  Dagegen  habe  sie  dort  sowohl  vor  als  auch
nach diesen Zeiten Versicherungszeiten für Ausbildungs- oder Beschäfti-
gungszeiten zurückgelegt.

Der EuGH weist weiter darauf hin, dass Deutschland derjenige Mitglied-
staat sei, der für die Gewährung der fraglichen Rente ausschließlich zu-
ständig ist. Die Betroffene habe in den Niederlanden nämlich keinen An-
spruch auf eine solche Rente, da sie dort nie gearbeitet hat. Damit könn-
ten die streitigen Zeiten dort nicht berücksichtigt werden.

Bei  einer  solchen  Sachlage  ergebe  sich  aus  dem  Recht  der  Unionsbür-
ger, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und auf-
zuhalten,  dass  der  für  die  Rente  wegen  voller  Erwerbsminderung  leis-
tungspflichtige  Mitgliedstaat  (im  vorliegenden  Fall  Deutschland)  die  Er-
ziehungszeiten  zu  berücksichtigen  hat,  die  in  einem  anderen  Mitglied-
staat (im vorliegenden Fall den Niederlanden) zurückgelegt wurden.

Bei der in Rede stehenden Sachlage bestehe nämlich eine hinreichende
Verbindung  zwischen  den  Erziehungszeiten  und  den  Versicherungszei-
ten,  die  die  Betroffene  aufgrund  einer  Berufstätigkeit  im  für  die  Rente
leistungspflichtigen  Mitgliedstaat  zurückgelegt  hat,  so  der  EuGH.  Dass

sie in diesem Mitgliedstaat während bestimmter Zeiten, die nach seinem
nationalen Recht Versicherungszeiten gleichgestellt sind, keine Beiträge
entrichtet  hat,  insbesondere  weder  vor  noch  unmittelbar  nach  den  Er-
ziehungszeiten, lasse das Bestehen einer solchen Verbindung nicht ent-
fallen.

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 22.04.2023, C-283/21

Elterliche Umgangsvereinbarung: Keine Durchsetzung
per Vertragsstrafen

Eine Elternvereinbarung zum persönlichen Umgang mit dem Kind kann
nicht  unter  Umgehung  einer  gerichtlichen  Kindeswohlkontrolle  durch
Vereinbarung  einer  Vertragsstrafe  oder  einer  vertragsstrafenähnlichen
Klausel  erzwingbar  gemacht  werden.  Dies  stellt  der  Bundesgerichtshof
(BGH) klar.

Eine  Peruanerin  und  ein  Deutsch-Peruaner  haben  zwei  Kinder,  einen
Sohn  und  eine  Tochter.  Der  letzte  gemeinsame  Aufenthalt  der  Ehegat-
ten  war  in  Deutschland,  wo  der  Vater  weiterhin  lebt  und  arbeitet.  Die
Mutter  siedelte  2011  mit  der  Tochter  nach  Peru  über,  wo im Folgejahr
auch der Sohn geboren wurde. Seitdem sie Deutschland verlassen hatte,
ließ  sie  einen  persönlichen  Umgang  des  Vaters  mit  den  gemeinsamen
Kindern  nur  dann  zu,  wenn  sich  dieser  besuchsweise  in  Peru  aufhielt.
Die Ehe der Beteiligten wurde 2017 rechtskräftig geschieden.

Die Mutter macht im vorliegenden Verfahren güterrechtliche Ansprüche
geltend. Der Vater verpflichtete sich in einem gerichtlichen Vergleich zur
Zahlung eines  bestimmten Betrags  zur  Abgeltung aller  güterrechtlicher
Forderungen  in  drei  Raten.  Die  jährlichen  Raten  sollten  erst  fällig  wer-
den, wenn zuvor ein dreiwöchiger Umgang der gemeinsamen Kinder mit
ihm in Deutschland stattgefunden hatte.

Der BGH hat die im gerichtlichen Vergleich enthaltene Stundungsverein-
barung wegen der Verknüpfung der Ratenfälligkeit mit der tatsächlichen
Gewährung  des  vereinbarten  Umgangs  der  Kinder  mit  dem  Vater  in
Deutschland  als  sittenwidrig  angesehen.  Bei  einer  vertraglichen  Ver-
knüpfung  von  Vermögensbelangen  der  Eltern  und  dem  persönlichen
Umgang mit dem Kind bestehe aus dem Blickwinkel des Kindeswohls die
Gefahr,  dass  Gewährung  und  Ausgestaltung  des  Umgangs  maßgeblich
von  wirtschaftlichen  Interessen  der  Eltern  bestimmt  werden,  das  Kind
auf  diese  Weise  zum  Objekt  eines  Handels  gemacht  und  besonderen
Loyalitätskonflikten ausgesetzt  wird.  Die Grenze zur Sittenwidrigkeit  sei
bei solchen Vereinbarungen jedenfalls dann überschritten, wenn sie die
von den Eltern getroffene Umgangsregelung unter Ausschluss einer ge-
richtlichen Kindeswohlkontrolle erzwingbar machen soll.
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Das Umgangsrecht unterstehe nicht der freien vertraglichen Disposition
der  Eltern,  hebt  der  BGH  hervor.  Ohne  eine  sachliche  Kontrolle  durch
das  Familiengericht  am  Maßstab  des  Kindeswohls  könnten  die  Eltern
nach geltendem Recht die Vollstreckbarkeit einer von ihnen getroffenen
Umgangsvereinbarung nicht herbeiführen. Das Erfordernis der gerichtli-
chen  Billigung  der  Umgangsvereinbarung  als  notwendiger  Vorausset-
zung  ihrer  Vollziehbarkeit  könne  nicht  dadurch  überflüssig  gemacht
werden,  dass  die  Eltern  eine  Vertragsstrafe  oder  eine  vertragsstrafen-
ähnliche  Klausel  für  den  Fall  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  von  ih-
nen getroffenen Umgangsregelungen vereinbaren.

Danach sei die Verknüpfung der Fälligkeit der auf die Vergleichssumme
zu zahlenden Raten mit der Gewährung des Umgangs mit den Kindern
in  Deutschland  sittenwidrig.  Sie  habe  die  Ausübung  wirtschaftlichen
Drucks  auf  die  Mutter  bezweckt,  die  zwischen  den  Eltern  im  gerichtli-
chen  Vergleich  getroffene  Umgangsvereinbarung  einzuhalten.  Das  ver-
leihe der Regelung in ihrer Wirkung einen vertragsstrafenähnlichen Cha-
rakter. Eine familiengerichtliche Kontrolle der Umgangsvereinbarung am
Maßstab des Kindeswohls, die zwingend eine Beteiligung der Kinder am
Verfahren und deren Anhörung durch das Gericht zur Erforschung ihres
Willens erfordert hätte, habe in Deutschland nicht stattgefunden.

Der  Fall  sei  wegen  seines  Auslandsbezugs  nicht  anders  zu  beurteilen.
Zwar könne die Frage der Sittenwidrigkeit bei vertragsstrafenbewehrten
Umgangsvergleichen  mit  Auslandsberührung  gegebenenfalls  in  einem
milderen  Licht  erscheinen,  wenn  dem  Vergleich  das  grundsätzlich  billi-
genswerte  Motiv  des  umgangsberechtigten  Elternteils  zugrunde  liegt,
für  die  Durchsetzung  seines  Umgangsrechts  nicht  auf  eine  ineffektive
grenzüberschreitende  Vollstreckung  von  Ordnungsmitteln  angewiesen
sein zu müssen, so der BGH. Doch auch dann müssten Vertragsstrafen
oder  vertragsstrafenähnliche  Klauseln  zur  Durchsetzung des  Umgangs-
rechts stets eine Berücksichtigung von Kindeswohleinreden gewährleis-
ten. Dies sei hier nicht der Fall.  Der Inhalt des ohne wirksame familien-
gerichtliche Kontrolle abgeschlossenen Vergleichs lasse auch eine nach-
gelagerte  gerichtliche  Kontrolle  der  Umgangsvereinbarung  durch  deut-
sche oder peruanische Gerichte nicht zu, sodass die Mutter die mit der
Nichtgewährung  des  Umgangs  verbundenen  wirtschaftlichen  Nachteile
selbst  dann  nicht  abwenden  könnte,  wenn  in  einem  gerichtlichen  Ver-
fahren  später  bezüglich  eines  oder  beider  Kinder  die  fehlende  Kindes-
wohldienlichkeit  der  vergleichsweise  festgelegten  Umgangskontakte  in
Deutschland festgestellt würde.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 31.01.2024, XII ZB 385/23
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